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Ein Artikel in einer gedruckten Zeitung, der einen unrichtigen Gesundheitstipp zur 
Verwendung einer Pflanze erteilt, durch dessen Befolgung eine Leserin an der 

Gesundheit geschädigt wurde, ist kein fehlerhaftes Produkt im Sinne des 
Unionsrechts 

Ein solcher Artikel kann daher nach der Richtlinie über die Haftung für fehlerhafte Produkte keine 
verschuldensunabhängige Haftung des Verlegers oder der Druckerei der genannten Zeitung 

begründen 

Der KRONE-Verlag ist ein Presseunternehmen mit Sitz in Österreich. Er ist Medieninhaber und 
Verleger einer Regionalausgabe der „Kronen-Zeitung“. Am 31. Dezember 2016 veröffentlichte er 
darin einen Artikel über die Vorzüge einer Auflage aus geriebenem Kren, der unter dem Namen 
eines Ordensmitglieds veröffentlicht wurde, das als Experte auf dem Gebiet der kräuterkundlichen 
Heilkunst in einer von der Zeitung täglich veröffentlichten Kolumne unentgeltlich Ratschläge erteilt. 

Der Artikel hatte folgenden Text: 

„Rheumaschmerzen lindern 

Frisch gerissener Kren kann mithelfen, die im Zuge von Rheuma auftretenden Schmerzen zu 
verringern. Die betroffenen Zonen werden vorher mit einem fettigen pflanzlichen Öl oder mit 
Schweineschmalz eingerieben, bevor man den geriebenen Kren darauf legt und anpresst. Diese 
Auflage kann man durchaus zwei bis fünf Stunden oben lassen, bevor man sie wiederum entfernt. 
Diese Anwendung besitzt eine gute ableitende Wirkung.“ 

Die im Artikel angeführte Dauer für die Auflage von zwei bis fünf Stunden war jedoch unrichtig; 
anstelle von „Stunden“ hätte es „Minuten“ heißen müssen. Die Klägerin, eine österreichische 
Staatsangehörige, die auf die Richtigkeit der im Artikel angeführten Behandlungsdauer vertraute, 
brachte Kren an ihrem Fußgelenk auf, beließ ihn dort für etwa drei Stunden und entfernte ihn erst, 
als es bereits zu starken Schmerzen aufgrund einer toxischen Hautreaktion gekommen war. 

Da die Klägerin der Ansicht war, einen Schaden erlitten zu haben, erhob sie gegen den KRONE-
Verlag Klage auf Ersatz des ihr durch die Körperverletzung entstandenen Schadens. Nachdem 
ihre Klage in erster Instanz und in der Berufungsinstanz abgewiesen worden war, erhob die 
Klägerin Revision an den Obersten Gerichtshof (Österreich). 

Der Gerichtshof, der um Vorabentscheidung ersucht worden ist, ist der Ansicht, dass ein 
Exemplar einer gedruckten Zeitung, die im Zuge der Behandlung eines Themas aus dem 
Umfeld der Medizin einen unrichtigen Gesundheitstipp zur Verwendung einer Pflanze erteilt, 
durch dessen Befolgung eine Leserin dieser Zeitung an der Gesundheit geschädigt wurde, 
kein „fehlerhaftes Produkt“ im Sinne der Richtlinie über die Haftung für fehlerhafte 
Produkte1 ist. 

                                                 
1 Art. 2 der Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 1985 zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Haftung für fehlerhafte Produkte (ABl. 1985, L 210, S. 29) in der 
durch die Richtlinie 1999/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 1999 (ABl. L 141, S. 20) 
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Würdigung durch den Gerichtshof 

Der Gerichtshof weist zunächst darauf hin, dass ein Produkt fehlerhaft im Sinne der Richtlinie über 
die Haftung für fehlerhafte Produkte2 ist, wenn es nicht die Sicherheit bietet, die man zu erwarten 
berechtigt ist. Die Fehlerhaftigkeit eines Produkts wird anhand bestimmter Faktoren ermittelt, die 
ihm selbst innewohnen und insbesondere mit seiner Darbietung, seinem Gebrauch und dem 
Zeitpunkt seines Inverkehrbringens zusammenhängen. 

Sodann erinnert der Gerichtshof daran, dass der Wille des Unionsgesetzgebers darin zum 
Ausdruck kommt, dass in dieser Richtlinie keine Bestimmungen darüber enthalten sind, wonach für 
Schäden, die durch eine Dienstleistung verursacht wurden, in Bezug auf die das Produkt nur den 
körperlichen Träger bildet, die Haftung für fehlerhafte Produkte eingreifen könnte. Im vorliegenden 
Fall stellt der Gerichtshof fest, dass sich der unrichtige Ratschlag nicht auf die gedruckte Zeitung, 
die seinen Träger bildet, bezieht. Insbesondere betrifft die fragliche Dienstleistung weder 
Darbietung noch Gebrauch dieser gedruckten Zeitung, so dass diese Dienstleistung nicht zu den 
der gedruckten Zeitung innewohnenden Faktoren gehört, die als Einzige die Beurteilung 
ermöglichen, ob das Produkt fehlerhaft ist. 

Schließlich hebt der Gerichtshof hervor, dass die Haftung von Dienstleistern und die Haftung der 
Hersteller von Endprodukten Gegenstand zweier unterschiedlicher Haftungsregelungen sind, da 
die Tätigkeit von Dienstleistern nicht derjenigen von Herstellern, Importeuren und Lieferanten 
gleichgesetzt wird. Er erinnert daran, dass das System der Haftung des Dienstleisters im Hinblick 
auf die Besonderheiten der Dienstleistungen Gegenstand einer gesonderten Regelung3 sein sollte. 

Somit fällt nach Auffassung des Gerichtshofs ein unrichtiger Gesundheitstipp, der in einer 
gedruckten Zeitung veröffentlicht wird und der den Gebrauch einer anderen körperlichen 
Sache betrifft, nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie über die Haftung für 
fehlerhafte Produkte und ist nicht geeignet, eine Fehlerhaftigkeit dieser Zeitung zu 
begründen und nach der genannten Richtlinie die verschuldensunabhängige Haftung des 
„Herstellers“ auszulösen, ungeachtet dessen, ob es sich bei diesem um den Verleger oder 
die Druckerei der Zeitung oder um den Autor des Artikels handelt. 

Insoweit stellt der Gerichtshof klar, dass die in dieser Richtlinie vorgesehene 
verschuldensunabhängige Haftung für fehlerhafte Produkte zwar nicht auf die vorliegende 
Rechtssache anwendbar ist, dass aber andere Regelungen der vertraglichen oder 
außervertraglichen Haftung anwendbar sein können, die wie die Haftung für verdeckte Mängel 
oder für Verschulden auf anderen Grundlagen beruhen. 

 

HINWEIS: Im Wege eines Vorabentscheidungsersuchens können die Gerichte der Mitgliedstaaten in einem 
bei ihnen anhängigen Rechtsstreit dem Gerichtshof Fragen nach der Auslegung des Unionsrechts oder nach 
der Gültigkeit einer Handlung der Union vorlegen. Der Gerichtshof entscheidet nicht über den nationalen 
Rechtsstreit. Es ist Sache des nationalen Gerichts, über die Rechtssache im Einklang mit der Entscheidung 
des Gerichtshofs zu entscheiden. Diese Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise andere 
nationale Gerichte, die mit einem ähnlichen Problem befasst werden. 

 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext des Urteils wird am Tag der Verkündung auf der Curia-Website veröffentlicht. 

Pressekontakt: Hartmut Ost  (+352) 4303 3255 

 

                                                                                                                                                                  
geänderten Fassung in Verbindung mit Art. 1 und 6 dieser Richtlinie in der durch die Richtlinie 1999/34 geänderten 
Fassung. 
2 Art. 6 der Richtlinie. 
3 Von der Kommission am 9. November 1990 vorgelegter Vorschlag KOM(90) 482 endg. für eine Richtlinie des Rates 
über die Haftung bei Dienstleistungen (ABl. 1991, C 12, S. 8). 
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